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Einzelplan 03: Ministerium für Inneres,  
Digitalisierung und Migration 

Organisation des Landesamts für Denkmalpflege 
(Kapitel 0304) 

Das Landesamt für Denkmalpflege sollte von Standardfällen entlastet 

werden und für seinen Personaleinsatz systematisch und an fachlichen 

Kriterien orientierte Aufgabenschwerpunkte bilden. Beides könnte zu 

effizienteren Geschäftsprozessen und so auch zu kürzeren Verfahrens-

dauern führen. Daneben sollte das Land die unteren Denkmalschutzbe-

hörden stärker als bisher bei ihrer Aufgabenerfüllung unterstützen. Mit 

dem Einsatz des IT-Verfahrens FöBIS für die Denkmalförderung könn-

ten Arbeitsabläufe und das Controlling von Fördermitteln verbessert 

werden. 

1 Ausgangslage 

Baden-Württemberg verfügt über einen reichen Bestand an Denkmalen. Ins-

gesamt waren beim Landesamt für Denkmalpflege (LAD) zum Prüfungszeit-

punkt rund 116.000 Denkmale erfasst. Davon waren 90.000 Baudenkmale 

und 26.000 archäologische Denkmale. 

 

1.1 Aufbau der Denkmalverwaltung 

Die Denkmalverwaltung in Baden-Württemberg ist dreistufig aufgebaut und 

nimmt Aufgaben des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege wahr. Zum 

Denkmalschutz gehören die rechtlichen Maßnahmen zum Erhalt von Kultur-

denkmalen. Die Denkmalpflege umfasst die handwerklichen, technischen  

oder künstlerischen Maßnahmen, die erforderlich sind, um Denkmale zu un-

terhalten und zu bewahren. 

Oberste Denkmalschutzbehörde des Landes war zum Prüfungszeitpunkt 

das Wirtschaftsministerium.1 Es entscheidet über alle grundsätzlichen Ange-

legenheiten des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, insbesondere 

über die Aufstellung des Denkmalförderprogramms. 

Bei den Regierungspräsidien sind die höheren Denkmalschutzbehörden an-

gesiedelt. Sie sind insbesondere zuständig für Widerspruchsverfahren, die 

Führung des Denkmalbuchs sowie bei Entscheidungen, die sich auf Denk-

male im Eigentum von Städten und Gemeinden beziehen. 

                                                      

1 Künftig werden die Aufgaben der obersten Denkmalschutzbehörde vom Ministerium für 

Landesentwicklung und Wohnen wahrgenommen. 
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Die Aufgaben der unteren Denkmalschutzbehörden (UDB) nehmen 207 

Stadt- und Landkreise, Städte, Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften 

als untere Baurechtsbehörden wahr. 

Das LAD ist als Abteilung 8 in das Regierungspräsidium Stuttgart eingeglie-

dert und die landesweit zuständige Behörde für die fachliche Denkmalpflege. 

Es erarbeitet insbesondere die fachlichen Grundlagen und Leitlinien für die 

Methodik und Praxis der Denkmalpflege, bereitet das Denkmalförderpro-

gramm vor und wickelt dieses ab. Daneben erfasst, dokumentiert und er-

forscht das LAD Kulturdenkmale. Organisatorisch gliedert sich das LAD in 

die Bereiche Archäologie, Bau- und Kunstdenkmalpflege, Recht und Verwal-

tung sowie denkmalfachliche Vermittlung. Die folgende Abbildung zeigt die 

organisatorische Gliederung des LAD. 

 

Abbildung:  Organisation des Landesamts für Denkmalpflege 

(Abteilung 8 des Regierungspräsidiums Stuttgart) 

 

 

1.2 Prüfungsmethodik 

Der Rechnungshof hat die Organisation und die Aufgaben des LAD sowie 

ausgewählte Geschäftsprozesse geprüft. Ergänzend hat er die UDB in die 

Prüfung einbezogen. Diese hatten Gelegenheit, sich in einer Online-Um-

frage zur Zusammenarbeit mit dem LAD und zur Anwendung des Denkmal-

schutzrechts zu äußern. An der Umfrage haben 74 Prozent der UDB teilge-

nommen. Als kommunale Organisationseinheiten waren die UDB selbst 

nicht Gegenstand der Prüfung. 

 

2 Prüfungsergebnisse 

2.1 Personaleinsatz und Aufgabenwahrnehmung im Landesamt für 

Denkmalpflege 

Beim LAD waren zum Prüfungszeitpunkt 311 Vollzeitäquivalente (VZÄ) tätig. 

Davon setzte das LAD mit 246 VZÄ rund 80 Prozent seiner Personalkapazi-

täten für Fachaufgaben ein. Dazu gehören in der Bau- und Kunstdenkmal-

pflege unter anderem die konservatorische und restauratorische Beratung, 

die Feststellung der Denkmaleigenschaft und die Gewährung von Zuwen-

dungen. Im Aufgabenbereich Archäologie werden die Personalressourcen 
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überwiegend für Ausgrabungen sowie für die Erkundung und Erfassung von 

Verdachtsflächen eingesetzt. Auf die Erstellung von Publikationen entfallen 

insgesamt 19 VZÄ. In die Vermittlung denkmalfachlicher Themen, insbeson-

dere die Öffentlichkeitsarbeit, investierte das LAD mit 12 VZÄ ebenso viele 

Ressourcen wie in die Bearbeitung von Zuwendungen des Denkmalförder-

programms. Für das Erarbeiten von landesweiten Standards, Leitlinien und 

Konzepten waren - nach den Erhebungen des Rechnungshofs - dagegen 

nur 3 VZÄ tätig. 

Für Querschnittsaufgaben setzte das LAD 20 Prozent der Personalressour-

cen ein. Zu den Querschnittsaufgaben zählen beispielsweise Unterstüt-

zungsleistungen wie Posteingang und -ausgang sowie das Terminmanage-

ment. Dabei übten auch 6 VZÄ des höheren und gehobenen Dienstes Unter-

stützungsleistungen aus. Diese Personalkapazitäten standen nicht für fachli-

che Kernaufgaben des Denkmalschutzes oder der Denkmalpflege zur Verfü-

gung. 

Die Zahl der Kulturdenkmale steigt tendenziell an. Dies ist für die Bau- und 

Kunstdenkmalpflege u. a. darin begründet, dass Bauwerke aus neuerer Zeit 

zusätzlich zum vorhandenen Bestand als Denkmale eingeordnet werden. 

Bei der archäologischen Denkmalpflege führen insbesondere neuere techni-

sche Möglichkeiten dazu, dass vermehrt Verdachtsflächen auf archäologisch 

bedeutende Sachverhalte hin untersucht werden können. 

Der Rechnungshof geht mit Blick auf die finanzpolitischen Herausforderun-

gen der kommenden Jahre davon aus, dass das LAD auch künftig mit einer 

allenfalls gleichbleibenden Personalausstattung eine steigende Anzahl von 

Denkmalen zu betreuen haben wird. Gleichzeitig geben einige UDB an, 

mehr Unterstützung für ihre Aufgabenerfüllung zu benötigen. Schon heute 

beklagt das LAD eine hohe Arbeitsbelastung und fehlende Ressourcen. Die 

absehbare Aufgabenentwicklung erfordert daher eine Anpassung der bishe-

rigen Aufgaben- und Personalsteuerung. 

Eine an fachlichen Kriterien orientierte Schwerpunktsetzung für die Fachauf-

gaben und objektive Standards für die Bearbeitung gleichgelagerter Fälle 

gibt es bislang nicht. Bereits das Denkmalschutzgesetz (DSchG) liefert An-

satzpunkte für eine Schwerpunktsetzung, indem es zwischen Denkmalen 

nach § 2 DSchG und Denkmalen von besonderer Bedeutung nach 

§ 12 DSchG unterscheidet. Auch innerhalb dieser Kategorien hält der Rech-

nungshof eine Priorisierung bei der Aufgabenwahrnehmung für möglich. 

Eine verstärkte Standardisierung der Aufgabenabwicklung wurde sowohl 

von den UDB als auch von den Beschäftigten des LAD als hilfreich angese-

hen. Einige UDB führten gegenüber dem Rechnungshof aus, dass die denk-

malfachlichen Anforderungen bzw. Auflagen des LAD zwischen den jeweili-

gen Regierungsbezirken unterschiedlich gelebt würden. Sie führen als Lö-

sungsmöglichkeit hierfür einheitliche Leitlinien und Vorgaben für die Rechts-

anwendung bei einzelnen Themen an. Einige Beschäftigte des LAD äußer-

ten in einer Online-Befragung den Vorschlag, Standards für die Zusammen-

arbeit mit den UDB zu formulieren und würden eine solche Verfahrensweise 

auch für die Arbeit innerhalb des LAD als vorteilhaft ansehen. 

Mit Standards könnten die Aufgabenwahrnehmung und Prozesse vereinheit-

licht werden und Abstimmungsaufwand im Einzelfall entfallen. Beides kann 

zu einer Beschleunigung der Verfahren beitragen. 
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2.2 Bearbeitung von Standardfällen beim Landesamt für Denkmal-

pflege 

Das DSchG sieht bei Entscheidungen der UDB eine Anhörung des LAD vor. 

Das LAD hat mit zwei Initiativen versucht, diesen Geschäftsprozess zu ver-

schlanken und damit die Verfahrensdauer insgesamt zu beschleunigen. So 

hat das LAD bereits 2006 im Regierungsbezirk Freiburg gemeinsam mit den 

UDB zwölf Fallgruppen festgelegt, bei denen es auf eine Anhörung verzich-

tet („vorweggenommene Anhörung“). Diese Verfahrenserleichterung wird 

dort bis heute erfolgreich praktiziert. Um das Verfahren auch landesweit an-

zuwenden, führte das LAD 2015 mit 41 UDB ein auf zwei Jahre befristetes 

Pilotprojekt durch, konnte es allerdings mangels Kennzahlen nicht evaluie-

ren. Eine landesweite Einführung des Verfahrens blieb nach Abschluss die-

ses Projekts aus.  

Nach der Online-Umfrage konnten sich die UDB mehrheitlich vorstellen, die 

Verfahrenserleichterung der „vorweggenommenen Anhörung“ zu nutzen. 

Eine Voraussetzung sei jedoch, dass sie in Zweifelsfällen weiterhin das LAD 

einbinden könnten und die Standardfälle klar definiert seien. Diese Bedin-

gungen hatte das LAD in seinen Initiativen bereits formuliert. 

 

2.3 Schnittstellen zu den unteren Denkmalschutzbehörden 

Das LAD und die UDB schätzen die gegenseitige Zusammenarbeit als weit-

gehend positiv ein. Verbesserungspotenzial sehen die UDB bei der Erreich-

barkeit von regionalen Ansprechpartnern des LAD, bei der Dauer der An-

tragsbearbeitung und bei der Häufigkeit von Vor-Ort-Terminen.  

Die Beschäftigten des LAD sahen insbesondere fachliche Fortbildungen bei 

den UDB als Ansatzpunkt, um die Zusammenarbeit zu verbessern. Dies ent-

spricht auch der Einschätzung der UDB. So regten rund 80 Prozent der UDB 

Fachfortbildungen, beispielsweise durch das LAD, an. Mehr Unterstützung, 

um den Beurteilungs- und Handlungsspielraum besser ausfüllen zu können, 

wünschten sich rund 70 Prozent der UDB. 

Dies korrespondiert mit dem Umfrageergebnis, wonach sich lediglich 35 Pro-

zent der UDB mit ausreichenden Ressourcen in Form von Personal und 

Fachwissen ausgestattet sehen, um Aufgaben des Denkmalschutzes gut 

ausführen zu können. Inwieweit diese kritische Selbsteinschätzung auch mit 

der großen Zahl an UDB und einem erschwerten Aufbau von Fachwissen 

bei geringen Fallzahlen für kleinere UDB zusammenhängt, lässt sich aus der 

Umfrage nicht ableiten. Es ist aber zumindest denkbar, dass durch eine stär-

kere regionale Bündelung die Aufgabenwahrnehmung vor Ort fachlich ver-

bessert werden könnte. Auch für das Betreuungsverhältnis des LAD und der 

Regierungspräsidien zu den UDB könnte eine konzentriertere Struktur Er-

leichterung bringen. 

Deutliche Mängel bei der Zusammenarbeit zeigten sich beim Verfahren für 

die Ausstellung von Steuerbescheinigungen. Die Erhaltung von Bau- und 

Kulturdenkmalen ist steuerlich begünstigt. Die UDB stellen Bescheinigungen 

aus, die gegenüber der Finanzverwaltung die Denkmaleigenschaft und die 
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Erforderlichkeit der Aufwendungen nachweisen. Nur 7 Prozent der UDB ga-

ben an, die nach dem DSchG erforderliche Beteiligung des LAD vor Ertei-

lung der Steuerbescheinigung regelmäßig durchzuführen. 

 

2.4 Geschäftsprozesse bei Zuwendungen und IT-Einsatz 

Das LAD bereitet das jährliche Denkmalförderprogramm vor und wickelt die 

Programmvorschläge ab. Von 2014 bis 2018 wurden Zuwendungen in Höhe 

von insgesamt rund 82,7 Mio. Euro bewilligt. Zur Vorbereitung des Denkmal-

förderprogramms übermittelt das LAD dem Ministerium eine Aufstellung der 

vorliegenden Förderanträge. Diese wurden bereits hinsichtlich ihrer denk-

malpflegerischen Wertigkeit geprüft und bewertet. Zusätzlich gibt das LAD 

eine erste Einschätzung zum Mittelbedarf für das kommende Förderjahr ab. 

Das Ministerium legt daraufhin die Rahmenbedingungen für das weitere Ver-

fahren fest. 

Ein Förderjahr wird in zwei bis drei Tranchen eingeteilt. Für jede Tranche 

legt das LAD dem Ministerium einen Programmvorschlag mit einer Übersicht 

über bewilligungsreife Fördermaßnahmen und einer Schätzung des Mittelbe-

darfs für weitere Anträge vor. Das Ministerium erteilt für jede Tranche die 

Genehmigung, die eingereichten Förderanträge zu bewilligen. Die derzeiti-

gen Geschäftsprozesse führen zu einem hohen Abstimmungsaufwand zwi-

schen dem Ministerium und dem LAD. 

Das LAD kann seit 2020 Zuwendungen bis zu 20.000 Euro im Einzelfall 

ohne vorherige Zustimmung des Ministeriums bewilligen. Dieses soge-

nannte „vereinfachte Verfahren“ wird bei rund 30 Prozent aller Förderungen 

praktiziert und umfasst etwa 10 Prozent des jährlichen Bewilligungsvolu-

mens. Förderanträge mit einem Bewilligungsbetrag von über 20.000 Euro 

werden wie bisher behandelt. 

Zur Abwicklung des Denkmalförderprogramms setzt das LAD verschiedene 

Softwareanwendungen ein. Kennzahlen für Controlling und Steuerungszwe-

cke können damit nur manuell und zeitaufwendig gewonnen werden. Zudem 

ist diese Verfahrensweise fehleranfällig. Mit dem Einsatz eines leistungsfähi-

gen IT-Fachverfahrens könnte die Antragstellung verbessert und der Bear-

beitungsaufwand verringert werden. Daneben könnten damit auch fundierte 

Daten für die Steuerung der Programmabwicklung effizient und in hoher 

Qualität bereitgestellt werden. Hierfür bietet sich das auch im Regierungs-

präsidium Stuttgart bereits für andere Förderprogramme genutzte Fördermit-

tel-Bearbeitungs- und Informationssystem FöBIS an. Dieses IT-Fachver- 

fahren wurde vom Land entwickelt und steht allen Landesdienststellen zur 

Verfügung. 

 

2.5 Steuerung mittels Kennzahlen 

Weder das Ministerium noch das LAD nutzen ein datengestütztes Control-

ling für die jeweiligen Steuerungsaufgaben. So steuert das Ministerium das 

LAD weitgehend über regelmäßige Gesprächsrunden und setzt darüber hin-

aus keine Kennzahlen zur Aufgabensteuerung ein. 
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Das LAD verfügt über Kennzahlen im Haushaltsbereich und zu Forschungs-

projekten. Daneben gibt es aber nur wenige weitere steuerungsrelevante 

Daten für andere Aufgaben. So fehlen beispielsweise Kennzahlen zu fachli-

chen Stellungnahmen oder Genehmigungsverfahren. 

 

3 Empfehlungen 

3.1 Aufgabenschwerpunkte und Standards setzen 

Das Ministerium und das LAD sollten für die Denkmalpflege und den Denk-

malschutz systematisch Aufgabenschwerpunkte bilden und den Personal-

einsatz danach ausrichten. Um Aufgabenschwerpunkte festzulegen, können 

fachliche Kriterien für Aufgabengebiete oder auch normierte Sachverhalte, 

wie z. B. die unterschiedliche Bedeutung von einfachen Denkmalen und Kul-

turdenkmalen von besonderer Bedeutung herangezogen werden.  

Für regelmäßig wiederkehrende Fragestellungen sollten Standards festge-

legt werden, um eine effiziente und landesweit einheitliche Bearbeitung zu 

gewährleisten.  

 

3.2 Landesamt für Denkmalpflege von Standardfällen entlasten 

Der Rechnungshof empfiehlt, die in zwei Initiativen erprobte „vorweggenom-

mene Anhörung“ landesweit einzuführen. Der Ausnahmenkatalog sollte re-

gelmäßig angepasst werden.  

 

3.3 Untere Denkmalschutzbehörden bei Aufgabenwahrnehmung 

stärker unterstützen 

Die UDB sollten durch das LAD stärker als bisher fachlich unterstützt wer-

den. Dies kann über bedarfsgerechte Fortbildungen, praxisorientierte 

Fachinformationen und Richtlinien zur Aufgabenwahrnehmung erfolgen. Die 

dafür notwendigen Informationen und Unterlagen könnten beispielsweise 

über die Homepage des LAD elektronisch bereitgestellt werden. 

Die Verfahren zur Ausstellung von Steuerbescheinigungen müssen denk-

malschutz- und steuerrechtskonform erfolgen. Ministerium und LAD sollten 

prüfen, ob hierzu zusätzliche Maßnahmen ergriffen werden müssen. 

Das Ministerium sollte im Dialog mit den Kommunalen Landesverbänden 

prüfen, ob eine regionale Bündelung von Fachkompetenzen zu einer opti-

mierten Aufgabenwahrnehmung führen könnte. 
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3.4 Vereinfachtes Verfahren bei Zuwendungen verstärkt nutzen,  

IT-Einsatz verbessern 

Der Rechnungshof empfiehlt, interne Geschäftsprozesse zu straffen und den 

IT-Einsatz zu optimieren. So sollte das vereinfachte Verfahren im Zuge des 

Denkmalförderprogramms verstetigt und ausgeweitet werden. 

Für die Bearbeitung der Zuwendungen sollte künftig das IT-Fachverfahren 

FöBIS eingesetzt werden. Damit könnten das Denkmalförderprogramm effi-

zienter abgewickelt und Kennzahlen zur Steuerung des Programms einheit-

lich bereitgestellt werden.  

 

3.5 Kennzahlen zur Steuerung einsetzen 

Das Ministerium und das LAD sollten Kennzahlen festlegen, die als Indikato-

ren für die Aufgabenwahrnehmung und -entwicklung beim LAD herangezo-

gen werden können. Hierzu bieten sich beispielsweise Daten zur Verfah-

rensdauer bei Stellungnahmen oder zur Entwicklung des Denkmalbestands 

an. Diese Kennzahlen sollten vom Ministerium für eine stärkere strategische 

Steuerung eingesetzt, aber auch vom LAD behördenintern genutzt werden. 

 

4 Stellungnahme des Ministeriums 

Personaleinsatz und Aufgabenwahrnehmung 

Zur Schwerpunktsetzung beim Personaleinsatz und bei der Aufgabenwahr-

nehmung verweist das Wirtschaftsministerium insbesondere auf die beste-

henden gesetzlichen Vorgaben, Verwaltungsvorschriften und sonstigen Re-

gelungen. Diese dienten der systematischen Schwerpunktbildung. Daneben 

würden in Strategiegesprächen, Klausuren und Arbeitsgruppen Schwer-

punkte und Zielsetzungen identifiziert. Ferner sei im LAD ein Projekt zur Pri-

orisierung interner Prozesse angestoßen worden. Dieses beinhalte eine 

durch einen externen Coach begleitete Prozess- und Potenzialanalyse und 

habe zum Ziel, mit Standards und organisatorischen Verbesserungen auch 

bei hoher Bautätigkeit das Arbeitsvolumen auf die zur Verfügung stehende 

Arbeitskraft abzustimmen. Die von Beschäftigten des LAD angeregten Stan-

dards zur Zusammenarbeit mit den UDB seien als Workflow/Leitfaden in ei-

ner Handreichung festgehalten worden. Ein Entwurf hierzu sei diskutiert wor-

den. 

Bearbeitung von Standardfällen und Schnittstellen mit den UDB 

Die landesweite Einführung eines Fallkatalogs für eine „vorweggenommene 

Anhörung“ sei von den Denkmalschutzbehörden vorbereitet worden und 

werde zeitnah erlassen. Im Sinne einer systematischen Schwerpunktset-

zung spricht sich das Wirtschaftsministerium dafür aus, dieses Instrument 

auch bei der Erteilung von Steuerbescheinigungen einzusetzen. Wegen der 

Ausgestaltung der Beteiligung des LAD sei das Ministerium im Austausch 

mit der Finanzverwaltung; vor dem Hintergrund der steuerlichen Bindungs-

wirkung gehe es um die Qualitätssicherung der Bescheinigung. 
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Die zur Unterstützung der UDB notwendigen Informationsmaterialien seien 

bereits vorhanden. Es solle jedoch der Zugriff darauf erleichtert und diese 

gesammelt bereitgestellt werden. 

Die Anregung, mit den Kommunalen Landesverbänden den Dialog über Po-

tenziale einer regionalen Bündelung von Fachkompetenzen aufzunehmen, 

werde aufgegriffen. 

Geschäftsprozesse bei Zuwendungen und IT-Einsatz 

Wirtschaftsministerium und LAD hätten sich über FöBIS informiert, um die 

technischen, finanziellen und denkmalfachlichen Verbesserungspotenziale 

durch einen Umstieg zu prüfen. In diese Prüfung seien eine Kosten-Nutzen-

Analyse und laufende technische Umstellungsprozesse einzubeziehen. 

Zur empfohlenen Ausweitung des sogenannten vereinfachten Verfahrens 

verweist das Ministerium auf die bislang kurze Laufzeit und noch nicht aus-

reichende Erfahrungswerte. Es sagt zu, das neue Verfahrensinstrument ge-

meinsam mit dem LAD zu evaluieren und auf dieser Grundlage über Ent-

wicklungsmöglichkeiten zu entscheiden. 

Steuerung mittels Kennzahlen 

Das Wirtschaftsministerium teile die Auffassung des Rechnungshofs zur Be-

deutung von Kennzahlen bei der Steuerung. Soweit geeignet und erforder-

lich, verwende es diese bereits. Als Beispiele dafür nannte das Ministerium 

den Personal- und Haushaltsbereich, den Mittelabfluss und das Fördercon-

trolling. Daneben würden je nach thematischem Schwerpunkt weitere Daten 

erhoben und analysiert. Gleiches gelte für das LAD. 

 

 

 


	Denkschrift 2021
	Denkschrift 2021
	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2019
	2 Haushaltsrechnung 2019
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen (einschließlich Vorgriffen)

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	1 Funktion und Bedeutung der Vermögensrechnung
	2 Inhalt der Vermögensrechnung
	2.1 Vollständigkeit der Vermögensrechnung
	2.2 Aggregierte Vermögensrechnung zum 31. Dezember 2019

	3 Aktiva des Landes zum 31. Dezember 2019
	3.1 Sachanlagevermögen
	3.2 Finanzanlagevermögen
	3.3 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

	4 Passiva des Landes zum 31. Dezember 2019
	4.1 Struktur und Höhe der Passiva
	4.2 Rückstellungen
	4.3 Verbindlichkeiten

	5 Ordnungsmäßigkeit der Vermögensrechnung und Prüfung der Anlagenbuchhaltung
	6 Fazit
	1 Finanzierungssaldo
	2 Entwicklung der Gesamteinnahmen 2011 bis 2020
	2.1 Steuereinnahmen und steuerähnliche Abgaben (Hauptgruppe 0)
	2.2 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst (Hauptgruppe 1)
	2.3 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen mit Ausnahme für Investitionen (Hauptgruppe 2)
	2.4 Kreditaufnahmen, Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen und besondere Finanzierungsmaßnahmen (Hauptgruppe 3)
	2.4.1 Einnahmen aus Schuldenaufnahmen
	2.4.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen
	2.4.3 Besondere Finanzierungseinnahmen


	3 Entwicklung der Gesamtausgaben 2011 bis 2020
	3.1 Personalausgaben (Hauptgruppe 4) und Stellenentwicklung
	3.2 Sächliche Verwaltungsausgaben und Ausgaben für den Schuldendienst (Hauptgruppe 5)
	3.3 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke (Hauptgruppe 6)
	3.4 Baumaßnahmen und sonstige Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Hauptgruppen 7 und 8)
	3.5 Besondere Finanzierungsausgaben (Hauptgruppe 9)

	4 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	5 Verschuldung
	5.1 Entwicklung der haushaltsmäßigen Verschuldung
	5.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme
	5.3 Entwicklung der haushaltsmäßigen Verschuldung und der Zinsen 2011 bis 2020
	5.4 Pro-Kopf-Verschuldung

	6 Rücklagen und Sondervermögen
	7 Entwicklung der Jahresergebnisse
	8 Ausblick
	1 Rechtliche Grundlagen
	2 Haushaltsmäßige Grundlagen und Kreditaufnahme
	2.1 Urhaushalt 2020/2021
	2.2 Erster Nachtragshaushalt und Mai-Steuerschätzung 2020
	2.3 Interimsprojektion, Interimssteuerschätzung und Zweiter Nachtragshaushalt
	2.4 November-Steuerschätzung, tatsächliche Steuereinnahmen und Kassenergebnis 2020

	3 Corona-Maßnahmen im Haushaltsvollzug
	4 Kreditaufnahme 2020
	5 Aktuelle Situation für 2021 und Ausblick
	6 Fazit
	7 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vertragsreste
	2.2 Nicht gebundene Ausgabereste
	2.3 Reste des Kommunalen Investitionsfonds und weiterer Investitionszuschüsse an die Kommunen
	2.4 Entwicklung des Kommunalen Investitionsfonds und des Kommunalen Sanierungsfonds
	2.5 Gründe für den Anstieg der Reste
	2.5.1 Mittelbereitstellung
	2.5.2 Verpflichtung der Mittel
	2.5.3 Mittelabfluss

	2.6 Fazit

	3 Empfehlungen
	3.1 Vorgaben zur Restebildung anwenden und Reste nur im absolut notwendigen Umfang bilden
	3.2 Reste bei Dauerförderungen nur bei nachgewiesenem Mittelbedarf bilden
	3.3 Kommunalen Investitionsfonds nicht erhöhen und verfügbare Mittel zeitnah nutzen

	4 Stellungnahme der Ministerien
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Verfahren zur Förderprogrammabwicklung
	2.2 Eignung und Nutzen von FöBIS
	2.3 Digitale Daten zu Förderprogrammen
	2.4 Rollout von FöBIS
	2.5 Projektkosten bei der BITBW
	2.6 Finanzierung des Projekts FöBIS

	3 Empfehlungen
	3.1 Förderprogrammabwicklung konsequent digitalisieren
	3.2 FöBIS weiterentwickeln
	3.3 Digitale Daten zu Förderprogrammen übergreifend nutzen
	3.4 Rollout von FöBIS beschleunigen
	3.5 Künftige Finanzierung festlegen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourcen und haushaltswirtschaftliche Bedeutung
	2.2 Strategie und Umsetzung
	2.2.1 Strategische Ausrichtung
	2.2.2 Vollständigkeit der Strategie
	2.2.3 Steuerung
	2.2.4 Erfolgskontrolle
	2.2.5 Kooperationen bei der Umsetzung
	2.2.6 Inhaltliche Ausgestaltung der einzelnen Förderprogramme

	2.3 Weiterentwicklung
	2.3.1 Kontinuierliche Weiterentwicklung und Schwerpunktsetzung
	2.3.2 Digitale Schlüsseltechnologien
	2.3.3 Digitale Souveränität


	3 Empfehlungen
	3.1 Ziele definieren
	3.2 Strategie konsequenter auf Zielerreichung ausrichten
	3.3 Alle Bereiche der Digitalisierung abbilden
	3.4 Zusammenarbeit stärken
	3.5 Erfolgskontrolle sicherstellen
	3.6 Strategie kontinuierlich weiterentwickeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Die BITBW und ihr Lizenzmanagement
	2.2 Lizenzbeschaffungen und -management in den Ressorts
	2.3 Wirtschaftlicher Lizenzeinsatz
	2.4 Handlungsbedarf beim Office-Paket

	3 Empfehlungen
	3.1 Verstärkt landeseigenes Personal für das Lizenzmanagement einsetzen
	3.2 Landesweites Lizenzmanagement ausbauen
	3.3 Lizenzen wirtschaftlicher einsetzen
	3.4 Nachfolge für Office-Produkte vorbereiten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	1.1 Aufbau der Denkmalverwaltung
	1.2 Prüfungsmethodik

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Personaleinsatz und Aufgabenwahrnehmung im Landesamt für Denkmalpflege
	2.2 Bearbeitung von Standardfällen beim Landesamt für Denkmalpflege
	2.3 Schnittstellen zu den unteren Denkmalschutzbehörden
	2.4 Geschäftsprozesse bei Zuwendungen und IT-Einsatz
	2.5 Steuerung mittels Kennzahlen

	3 Empfehlungen
	3.1 Aufgabenschwerpunkte und Standards setzen
	3.2 Landesamt für Denkmalpflege von Standardfällen entlasten
	3.3 Untere Denkmalschutzbehörden bei Aufgabenwahrnehmung stärker unterstützen
	3.4 Vereinfachtes Verfahren bei Zuwendungen verstärkt nutzen,  IT-Einsatz verbessern
	3.5 Kennzahlen zur Steuerung einsetzen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Gebührenaufkommen
	2.2 Gebührenkalkulation
	2.3 Regelmäßige Überprüfung der Gebührentatbestände und Gebührensätze
	2.4 Einheitlichkeit der Gebührenerhebung
	2.5 Vollständigkeit der Gebührenerhebung

	3 Empfehlungen
	3.1 Gebühren transparent und kostendeckend kalkulieren
	3.2 Gebührentatbestände und Gebührensätze regelmäßig anpassen
	3.3 Grundlagen für eine einheitliche Gebührenerhebung schaffen
	3.4 Gebühren vollständig und zeitnah erheben

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bundes- und Landesmittel für die Soforthilfe Corona
	2.2 Verwaltungsverfahren
	2.3 Die Förderkriterien waren zu ungenau definiert …
	2.4 … was zu inhaltlich kaum prüfbaren Anträgen führte
	2.5 Fehlende Antragsdaten erschweren Abrechnung mit dem Bund

	3 Empfehlungen
	3.1 Fördervoraussetzungen klarer fassen
	3.2 Förderverfahren so gestalten, dass genaue Abrechnungen möglich sind
	3.3 Verwaltungsverfahren mit IT-Workflow unterstützen
	3.4 Datenabgleich mit anderen Behörden ermöglichen
	3.5 Förderprogramme evaluieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Start-up BW Pre-Seed
	1.2 Start-up BW Pro-Tect
	1.3 Anträge, geförderte Start-ups und Förderhöhe
	1.4 Förderverfahren

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Atypisches Zuwendungsverfahren und Umwandlungsoption
	2.2 Komplexes Zuwendungsverfahren mit vielen Akteuren
	2.3 Interessenkonflikte sind möglich, Kostentransparenz fehlt
	2.4 Förderkriterien nicht genau definiert
	2.5 Vielfältige Förderprogramme mit gleicher Zielrichtung
	2.6 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und Evaluation

	3 Empfehlungen
	3.1 Förderprogramme Pre-Seed und Pro-Tect evaluieren
	3.2 Programm Pre-Seed verbessern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Zuständigkeit und Verwaltungsverfahren
	1.2 Frühere Prüfungen
	1.3 Wohngeldzahlungen, Rückforderungen und Bearbeitungskosten

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Hoher Aufwand für die Überprüfung von Wohngeld
	2.2 Optimierungsbedarf beim automatisierten Datenabgleich
	2.2.1 Datenabgleich sollte alle Einnahmen und Sozialleistungen erfassen
	2.2.2 Datensätze werden nur unzureichend gefiltert
	2.2.3 Hinweise zu Rückforderungen werden zu spät bearbeitet

	2.3 Rückforderungstatbestände bestehen häufig bereits vor Wohngeldbewilligung
	2.4 Rückforderungsverfahren haben strukturelle Defizite
	2.5 Fachaufsicht nutzt Kennzahlen nicht

	3 Empfehlungen
	3.1 Daten vor Bewilligungen IT-gestützt abgleichen
	3.2 Nachträgliche Datenabgleiche optimieren
	3.2.1 Weitere Datenabgleiche umsetzen und ermöglichen
	3.2.2 Wohngeldanträge auf automatische Filter anpassen
	3.2.3 Daten zügig abgleichen

	3.3 Rückforderungsverfahren beschleunigen
	3.4 Kennzahlen für die Fachaufsicht nutzen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Geodatenzentrum im Kontext der IT-Neuordnung
	2.2 Management-Werkzeuge im Geodatenzentrum
	2.2.1 IT-Service-Management
	2.2.2 Zentrale Benutzerverwaltung
	2.2.3 AZ-Buch und Projektmanagement-Werkzeuge

	2.3 Personalressourcen

	3 Empfehlungen
	3.1 Zuständigkeit für die Entwicklung und Pflege von Fachverfahren neu regeln
	3.2 Zentrale Benutzerverwaltung als Muster verwenden
	3.3 Projektmanagementwerkzeuge einsetzen
	3.4 Bedarfsgerechtes IT-Service-Management sicherstellen
	3.5 Personal

	4 Stellungnahmen der Ministerien
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Aufwendiges Förderverfahren
	2.2 Zu hohe Fördersätze
	2.3 Verwendung von überschießenden Mitteln
	2.4 Ausgabereste
	2.5 Kennzahlen
	2.6 Evaluation des Förderprogramms und deren Bewertung durch das Sozialministerium
	2.6.1 Flächendeckende Implementierung des Integrationsmanagements
	2.6.2 Teilweise Ausdehnung des Integrationsmanagements auf ausreisepflichtige Personen
	2.6.3 Keine durchgängige Nutzung des Integrationsplans
	2.6.4 Inhalt der Beratungsgespräche
	2.6.5 Wirkung des Integrationsmanagements auf die Integration

	2.7 Bewertung durch den Rechnungshof

	3 Empfehlungen
	3.1 Bedarfsprognose durchführen
	3.2 Förderprogramm modifiziert fortführen - Unterstützung auf ein zielgerichtetes Case-Management fokussieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Förderanträge ohne Wirtschaftlichkeitsnachweise eingereicht
	2.2 Wertausgleich bei Änderungs- und Verlegungsmaßnahmen an Anlagen Dritter nicht ausreichend dokumentiert
	2.3 Durch Dritte verursachte Maßnahmen gefördert
	2.4 Unzureichende Vorgaben und fehlende Nachweise bei der Erfolgskontrolle

	3 Empfehlungen
	3.1 Wirtschaftlichkeitsnachweise konsequent einfordern
	3.2 Wertausgleich bei Änderungsmaßnahmen an Anlagen Dritter berücksichtigen und nachvollziehbar dokumentieren
	3.3 Durch Dritte verursachte Maßnahmen nicht fördern
	3.4 Erfolgskontrollen ausreichend definieren und Nachweise konsequent einfordern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Auswahl und Anzahl der geprüften Veranlagungen und Steuererklärungen
	2.2 Unterstützte Personen im In- und Ausland und nach Verhältnis zum Unterhaltsleistenden
	2.3 Qualität der Einkommensteuererklärungen
	2.3.1 Erklärungsverhalten der Steuerpflichtigen
	2.3.2 Qualitätsprüfung durch ELSTER
	2.3.3 Unzutreffend erklärtes Abzugsvolumen

	2.4 Bearbeitungsqualität
	2.4.1 Unterstützung der Bearbeiter durch ELSTER bei elektronisch übermittelten Steuererklärungen
	2.4.2 Unterstützung der Bearbeiter durch das Risikomanagementsystem
	2.4.3 Beanstandete Veranlagungen und Unterhaltssachverhalte

	2.5 Finanzielles Ergebnis der Prüfung

	3 Empfehlungen
	3.1 Qualität elektronischer Steuererklärungen über ELSTER verbessern
	3.2 Bearbeitungsqualität durch zielgerichtete Hinweise für die Bearbeiter steigern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Erhebliche Schäden an Natursteinmauern
	2.2 Ausschreibung und Kostensicherheit
	2.3 Natur- und Artenschutz
	2.4 Verkehrssicherung und Absturzsicherung
	2.5 Kaum wirtschaftliche Nutzungsperspektiven
	2.6 Ruinen innerhalb des Staatswalds

	3 Empfehlungen
	3.1 Zuständigkeit für Ruinen neu regeln
	3.2 Schäden zeitnah beseitigen
	3.3 Verkehrssicherheit gewährleisten

	4 Stellungnahme der Ministerien
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Große Baumaßnahmen ohne Photovoltaik
	2.2 Nachteile nachträglicher Installation
	2.3 Klimaneutralität 2040

	3 Empfehlungen
	3.1 Architektur soll Klimaschutz nicht entgegenstehen
	3.2 Photovoltaikanlagen nicht als Sollbruchstelle definieren
	3.3 Photovoltaikanlagen nachrüsten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bestand an landeseigenen Wohnungen
	2.2 Landesweiter Leerstand und Leerstandsquote
	2.3 Bedarf an landeseigenen Wohnungen
	2.4 Entscheidung über Leerstand, Umwandlung und Veräußerung
	2.4.1 Ergebnisse zum Leerstand
	2.4.2 Umwandlungsmaßnahmen


	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ziele der Förderung und inhaltliche Vorgaben
	2.2 Auswahl der Förderempfänger nach dem Ausschlussprinzip
	2.3 Zusammensetzung der Auswahljury
	2.4 Verwendung der Fördermittel

	3 Empfehlungen
	3.1 Ziele und Gegenstand von Förderprogrammen konkret beschreiben
	3.2 Auswahlentscheidung anhand der vorgegebenen Kriterien dokumentieren
	3.3 Bei Auswahlgremien den Anschein einer Interessenkollision vermeiden
	3.4 Förderfähige Ausgaben auf den Zweck der Förderung ausrichten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Gesamtaufkommen der Studiengebühren
	2.2 Auswirkungen der Studiengebühren
	2.3 Reichweite der Ausnahmen und Befreiungen
	2.3.1 Ausnahme für Bildungsinländer (§ 3 Absatz 2 Landeshochschulgebührengesetz)
	2.3.2 Ausnahmen aufgrund besonderen Inlandsbezugs (§ 5 Landeshochschulgebührengesetz)
	2.3.3 Ausnahmen aufgrund der Übergangsvorschrift (§ 20 Landeshochschulgebührengesetz)

	2.4 Befreiungen nach § 6 Landeshochschulgebührengesetz
	2.5 Verwaltungspraxis

	3 Empfehlungen
	3.1 Höhe der Studiengebühren regelmäßig anpassen
	3.2 Realistische Haushaltsansätze
	3.3 Verwaltung und Verwendung der Studiengebühren
	3.4 Ausnahmen und Befreiungen

	4 Stellungnahme des Ministeriums und der Landesrektorenkonferenz
	4.1 Stellungnahme des Ministeriums
	4.2 Stellungnahme der Landesrektorenkonferenz der Universitäten

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Aufrechterhaltung des Lehrangebots
	2.2 Wahrnehmung der Lehre durch die Professoren
	2.3 Technische Infrastruktur und Ausstattung
	2.4 Probleme bei der Anwendung der Lehrverpflichtungsverordnung
	2.5 Evaluation des Lehrangebots
	2.6 Zusammenfassende Bewertung

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme der Universitäten, der Hochschulen für angewandte Wissenschaften und des Ministeriums
	4.1 Stellungnahme der Landesrektorenkonferenz der Universitäten
	4.2 Stellungnahme des Verbands der Hochschulen für angewandte Wissenschaften HAW e. V.
	4.3 Stellungnahme des Ministeriums

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Präferenz für Weiterbildung als eigene Angelegenheit
	2.2 Pflicht zur Vollkostendeckung
	2.3 Weiterbildungsangebote ohne Pflicht zur Vollkostendeckung
	2.4 Professionalitätsdefizite im Weiterbildungsbereich
	2.5 Vergütung der Lehrenden in der Weiterbildung

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an das Wissenschaftsministerium
	3.2 Empfehlungen an die Hochschulen

	4 Stellungnahmen
	4.1 Stellungnahme der Landesrektorenkonferenz der Universitäten
	4.2 Stellungnahme des Ministeriums

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Umfang und Struktur der eingeworbenen Drittmittel
	2.2 Vorgehen bei der Drittmitteleinwerbung
	2.3 Organisation der Drittmittelverwaltung
	2.4 Kalkulation der Drittmittelprojekte
	2.5 Verteilung der Overheadanteile und Infrastrukturkostenausgleich
	2.6 Einzelfallbeanstandungen

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an die Landesregierung
	3.2 Empfehlungen an die einzelnen Fakultäten

	4 Stellungnahmen der Fakultäten und des Ministeriums
	4.1 Stellungnahme der Medizinischen Fakultät Freiburg
	4.2 Stellungnahme der Medizinischen Fakultät Tübingen
	4.3 Stellungnahme der Medizinischen Fakultät Ulm
	4.4 Stellungnahme des Ministeriums

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Organisation und Aufgaben
	2.2 Personal
	2.3 Technik und Produkte
	2.4 Kundenmanagement
	2.5 Finanzielle und haushaltsrechtliche Aspekte
	2.6 IT-Neuordnung

	3 Empfehlungen
	3.1 Aufgaben und Wirkungskreis definieren; Organisation stärken
	3.2 Leistungsangebot konsolidieren
	3.3 Kundenmanagement verbessern
	3.4 Grundlagen für korrekte Entgeltgestaltung schaffen
	3.5 Verhältnis der IT-Dienstleister klären; Kooperation intensivieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	Einfügen aus "Denkschrift 2021 - Beitrag Nr. 9.pdf"
	Denkschrift 2021
	Denkschrift 2021
	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2019
	2 Haushaltsrechnung 2019
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen (einschließlich Vorgriffen)

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	1 Funktion und Bedeutung der Vermögensrechnung
	2 Inhalt der Vermögensrechnung
	2.1 Vollständigkeit der Vermögensrechnung
	2.2 Aggregierte Vermögensrechnung zum 31. Dezember 2019

	3 Aktiva des Landes zum 31. Dezember 2019
	3.1 Sachanlagevermögen
	3.2 Finanzanlagevermögen
	3.3 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

	4 Passiva des Landes zum 31. Dezember 2019
	4.1 Struktur und Höhe der Passiva
	4.2 Rückstellungen
	4.3 Verbindlichkeiten

	5 Ordnungsmäßigkeit der Vermögensrechnung und Prüfung der Anlagenbuchhaltung
	6 Fazit
	1 Finanzierungssaldo
	2 Entwicklung der Gesamteinnahmen 2011 bis 2020
	2.1 Steuereinnahmen und steuerähnliche Abgaben (Hauptgruppe 0)
	2.2 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst (Hauptgruppe 1)
	2.3 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen mit Ausnahme für Investitionen (Hauptgruppe 2)
	2.4 Kreditaufnahmen, Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen und besondere Finanzierungsmaßnahmen (Hauptgruppe 3)
	2.4.1 Einnahmen aus Schuldenaufnahmen
	2.4.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen
	2.4.3 Besondere Finanzierungseinnahmen


	3 Entwicklung der Gesamtausgaben 2011 bis 2020
	3.1 Personalausgaben (Hauptgruppe 4) und Stellenentwicklung
	3.2 Sächliche Verwaltungsausgaben und Ausgaben für den Schuldendienst (Hauptgruppe 5)
	3.3 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke (Hauptgruppe 6)
	3.4 Baumaßnahmen und sonstige Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Hauptgruppen 7 und 8)
	3.5 Besondere Finanzierungsausgaben (Hauptgruppe 9)

	4 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	5 Verschuldung
	5.1 Entwicklung der haushaltsmäßigen Verschuldung
	5.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme
	5.3 Entwicklung der haushaltsmäßigen Verschuldung und der Zinsen 2011 bis 2020
	5.4 Pro-Kopf-Verschuldung

	6 Rücklagen und Sondervermögen
	7 Entwicklung der Jahresergebnisse
	8 Ausblick
	1 Rechtliche Grundlagen
	2 Haushaltsmäßige Grundlagen und Kreditaufnahme
	2.1 Urhaushalt 2020/2021
	2.2 Erster Nachtragshaushalt und Mai-Steuerschätzung 2020
	2.3 Interimsprojektion, Interimssteuerschätzung und Zweiter Nachtragshaushalt
	2.4 November-Steuerschätzung, tatsächliche Steuereinnahmen und Kassenergebnis 2020

	3 Corona-Maßnahmen im Haushaltsvollzug
	4 Kreditaufnahme 2020
	5 Aktuelle Situation für 2021 und Ausblick
	6 Fazit
	7 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vertragsreste
	2.2 Nicht gebundene Ausgabereste
	2.3 Reste des Kommunalen Investitionsfonds und weiterer Investitionszuschüsse an die Kommunen
	2.4 Entwicklung des Kommunalen Investitionsfonds und des Kommunalen Sanierungsfonds
	2.5 Gründe für den Anstieg der Reste
	2.5.1 Mittelbereitstellung
	2.5.2 Verpflichtung der Mittel
	2.5.3 Mittelabfluss

	2.6 Fazit

	3 Empfehlungen
	3.1 Vorgaben zur Restebildung anwenden und Reste nur im absolut notwendigen Umfang bilden
	3.2 Reste bei Dauerförderungen nur bei nachgewiesenem Mittelbedarf bilden
	3.3 Kommunalen Investitionsfonds nicht erhöhen und verfügbare Mittel zeitnah nutzen

	4 Stellungnahme der Ministerien
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Verfahren zur Förderprogrammabwicklung
	2.2 Eignung und Nutzen von FöBIS
	2.3 Digitale Daten zu Förderprogrammen
	2.4 Rollout von FöBIS
	2.5 Projektkosten bei der BITBW
	2.6 Finanzierung des Projekts FöBIS

	3 Empfehlungen
	3.1 Förderprogrammabwicklung konsequent digitalisieren
	3.2 FöBIS weiterentwickeln
	3.3 Digitale Daten zu Förderprogrammen übergreifend nutzen
	3.4 Rollout von FöBIS beschleunigen
	3.5 Künftige Finanzierung festlegen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourcen und haushaltswirtschaftliche Bedeutung
	2.2 Strategie und Umsetzung
	2.2.1 Strategische Ausrichtung
	2.2.2 Vollständigkeit der Strategie
	2.2.3 Steuerung
	2.2.4 Erfolgskontrolle
	2.2.5 Kooperationen bei der Umsetzung
	2.2.6 Inhaltliche Ausgestaltung der einzelnen Förderprogramme

	2.3 Weiterentwicklung
	2.3.1 Kontinuierliche Weiterentwicklung und Schwerpunktsetzung
	2.3.2 Digitale Schlüsseltechnologien
	2.3.3 Digitale Souveränität


	3 Empfehlungen
	3.1 Ziele definieren
	3.2 Strategie konsequenter auf Zielerreichung ausrichten
	3.3 Alle Bereiche der Digitalisierung abbilden
	3.4 Zusammenarbeit stärken
	3.5 Erfolgskontrolle sicherstellen
	3.6 Strategie kontinuierlich weiterentwickeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Die BITBW und ihr Lizenzmanagement
	2.2 Lizenzbeschaffungen und -management in den Ressorts
	2.3 Wirtschaftlicher Lizenzeinsatz
	2.4 Handlungsbedarf beim Office-Paket

	3 Empfehlungen
	3.1 Verstärkt landeseigenes Personal für das Lizenzmanagement einsetzen
	3.2 Landesweites Lizenzmanagement ausbauen
	3.3 Lizenzen wirtschaftlicher einsetzen
	3.4 Nachfolge für Office-Produkte vorbereiten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	1.1 Aufbau der Denkmalverwaltung
	1.2 Prüfungsmethodik

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Personaleinsatz und Aufgabenwahrnehmung im Landesamt für Denkmalpflege
	2.2 Bearbeitung von Standardfällen beim Landesamt für Denkmalpflege
	2.3 Schnittstellen zu den unteren Denkmalschutzbehörden
	2.4 Geschäftsprozesse bei Zuwendungen und IT-Einsatz
	2.5 Steuerung mittels Kennzahlen

	3 Empfehlungen
	3.1 Aufgabenschwerpunkte und Standards setzen
	3.2 Landesamt für Denkmalpflege von Standardfällen entlasten
	3.3 Untere Denkmalschutzbehörden bei Aufgabenwahrnehmung stärker unterstützen
	3.4 Vereinfachtes Verfahren bei Zuwendungen verstärkt nutzen,  IT-Einsatz verbessern
	3.5 Kennzahlen zur Steuerung einsetzen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Gebührenaufkommen
	2.2 Gebührenkalkulation
	2.3 Regelmäßige Überprüfung der Gebührentatbestände und Gebührensätze
	2.4 Einheitlichkeit der Gebührenerhebung
	2.5 Vollständigkeit der Gebührenerhebung

	3 Empfehlungen
	3.1 Gebühren transparent und kostendeckend kalkulieren
	3.2 Gebührentatbestände und Gebührensätze regelmäßig anpassen
	3.3 Grundlagen für eine einheitliche Gebührenerhebung schaffen
	3.4 Gebühren vollständig und zeitnah erheben

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bundes- und Landesmittel für die Soforthilfe Corona
	2.2 Verwaltungsverfahren
	2.3 Die Förderkriterien waren zu ungenau definiert …
	2.4 … was zu inhaltlich kaum prüfbaren Anträgen führte
	2.5 Fehlende Antragsdaten erschweren Abrechnung mit dem Bund

	3 Empfehlungen
	3.1 Fördervoraussetzungen klarer fassen
	3.2 Förderverfahren so gestalten, dass genaue Abrechnungen möglich sind
	3.3 Verwaltungsverfahren mit IT-Workflow unterstützen
	3.4 Datenabgleich mit anderen Behörden ermöglichen
	3.5 Förderprogramme evaluieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Start-up BW Pre-Seed
	1.2 Start-up BW Pro-Tect
	1.3 Anträge, geförderte Start-ups und Förderhöhe
	1.4 Förderverfahren

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Atypisches Zuwendungsverfahren und Umwandlungsoption
	2.2 Komplexes Zuwendungsverfahren mit vielen Akteuren
	2.3 Interessenkonflikte sind möglich, Kostentransparenz fehlt
	2.4 Förderkriterien nicht genau definiert
	2.5 Vielfältige Förderprogramme mit gleicher Zielrichtung
	2.6 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und Evaluation

	3 Empfehlungen
	3.1 Förderprogramme Pre-Seed und Pro-Tect evaluieren
	3.2 Programm Pre-Seed verbessern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Zuständigkeit und Verwaltungsverfahren
	1.2 Frühere Prüfungen
	1.3 Wohngeldzahlungen, Rückforderungen und Bearbeitungskosten

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Hoher Aufwand für die Überprüfung von Wohngeld
	2.2 Optimierungsbedarf beim automatisierten Datenabgleich
	2.2.1 Datenabgleich sollte alle Einnahmen und Sozialleistungen erfassen
	2.2.2 Datensätze werden nur unzureichend gefiltert
	2.2.3 Hinweise zu Rückforderungen werden zu spät bearbeitet

	2.3 Rückforderungstatbestände bestehen häufig bereits vor Wohngeldbewilligung
	2.4 Rückforderungsverfahren haben strukturelle Defizite
	2.5 Fachaufsicht nutzt Kennzahlen nicht

	3 Empfehlungen
	3.1 Daten vor Bewilligungen IT-gestützt abgleichen
	3.2 Nachträgliche Datenabgleiche optimieren
	3.2.1 Weitere Datenabgleiche umsetzen und ermöglichen
	3.2.2 Wohngeldanträge auf automatische Filter anpassen
	3.2.3 Daten zügig abgleichen

	3.3 Rückforderungsverfahren beschleunigen
	3.4 Kennzahlen für die Fachaufsicht nutzen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Geodatenzentrum im Kontext der IT-Neuordnung
	2.2 Management-Werkzeuge im Geodatenzentrum
	2.2.1 IT-Service-Management
	2.2.2 Zentrale Benutzerverwaltung
	2.2.3 AZ-Buch und Projektmanagement-Werkzeuge

	2.3 Personalressourcen

	3 Empfehlungen
	3.1 Zuständigkeit für die Entwicklung und Pflege von Fachverfahren neu regeln
	3.2 Zentrale Benutzerverwaltung als Muster verwenden
	3.3 Projektmanagementwerkzeuge einsetzen
	3.4 Bedarfsgerechtes IT-Service-Management sicherstellen
	3.5 Personal

	4 Stellungnahmen der Ministerien
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Aufwendiges Förderverfahren
	2.2 Zu hohe Fördersätze
	2.3 Verwendung von überschießenden Mitteln
	2.4 Ausgabereste
	2.5 Kennzahlen
	2.6 Evaluation des Förderprogramms und deren Bewertung durch das Sozialministerium
	2.6.1 Flächendeckende Implementierung des Integrationsmanagements
	2.6.2 Teilweise Ausdehnung des Integrationsmanagements auf ausreisepflichtige Personen
	2.6.3 Keine durchgängige Nutzung des Integrationsplans
	2.6.4 Inhalt der Beratungsgespräche
	2.6.5 Wirkung des Integrationsmanagements auf die Integration

	2.7 Bewertung durch den Rechnungshof

	3 Empfehlungen
	3.1 Bedarfsprognose durchführen
	3.2 Förderprogramm modifiziert fortführen - Unterstützung auf ein zielgerichtetes Case-Management fokussieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Förderanträge ohne Wirtschaftlichkeitsnachweise eingereicht
	2.2 Wertausgleich bei Änderungs- und Verlegungsmaßnahmen an Anlagen Dritter nicht ausreichend dokumentiert
	2.3 Durch Dritte verursachte Maßnahmen gefördert
	2.4 Unzureichende Vorgaben und fehlende Nachweise bei der Erfolgskontrolle

	3 Empfehlungen
	3.1 Wirtschaftlichkeitsnachweise konsequent einfordern
	3.2 Wertausgleich bei Änderungsmaßnahmen an Anlagen Dritter berücksichtigen und nachvollziehbar dokumentieren
	3.3 Durch Dritte verursachte Maßnahmen nicht fördern
	3.4 Erfolgskontrollen ausreichend definieren und Nachweise konsequent einfordern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Auswahl und Anzahl der geprüften Veranlagungen und Steuererklärungen
	2.2 Unterstützte Personen im In- und Ausland und nach Verhältnis zum Unterhaltsleistenden
	2.3 Qualität der Einkommensteuererklärungen
	2.3.1 Erklärungsverhalten der Steuerpflichtigen
	2.3.2 Qualitätsprüfung durch ELSTER
	2.3.3 Unzutreffend erklärtes Abzugsvolumen

	2.4 Bearbeitungsqualität
	2.4.1 Unterstützung der Bearbeiter durch ELSTER bei elektronisch übermittelten Steuererklärungen
	2.4.2 Unterstützung der Bearbeiter durch das Risikomanagementsystem
	2.4.3 Beanstandete Veranlagungen und Unterhaltssachverhalte

	2.5 Finanzielles Ergebnis der Prüfung

	3 Empfehlungen
	3.1 Qualität elektronischer Steuererklärungen über ELSTER verbessern
	3.2 Bearbeitungsqualität durch zielgerichtete Hinweise für die Bearbeiter steigern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Erhebliche Schäden an Natursteinmauern
	2.2 Ausschreibung und Kostensicherheit
	2.3 Natur- und Artenschutz
	2.4 Verkehrssicherung und Absturzsicherung
	2.5 Kaum wirtschaftliche Nutzungsperspektiven
	2.6 Ruinen innerhalb des Staatswalds

	3 Empfehlungen
	3.1 Zuständigkeit für Ruinen neu regeln
	3.2 Schäden zeitnah beseitigen
	3.3 Verkehrssicherheit gewährleisten

	4 Stellungnahme der Ministerien
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Große Baumaßnahmen ohne Photovoltaik
	2.2 Nachteile nachträglicher Installation
	2.3 Klimaneutralität 2040

	3 Empfehlungen
	3.1 Architektur soll Klimaschutz nicht entgegenstehen
	3.2 Photovoltaikanlagen nicht als Sollbruchstelle definieren
	3.3 Photovoltaikanlagen nachrüsten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bestand an landeseigenen Wohnungen
	2.2 Landesweiter Leerstand und Leerstandsquote
	2.3 Bedarf an landeseigenen Wohnungen
	2.4 Entscheidung über Leerstand, Umwandlung und Veräußerung
	2.4.1 Ergebnisse zum Leerstand
	2.4.2 Umwandlungsmaßnahmen


	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ziele der Förderung und inhaltliche Vorgaben
	2.2 Auswahl der Förderempfänger nach dem Ausschlussprinzip
	2.3 Zusammensetzung der Auswahljury
	2.4 Verwendung der Fördermittel

	3 Empfehlungen
	3.1 Ziele und Gegenstand von Förderprogrammen konkret beschreiben
	3.2 Auswahlentscheidung anhand der vorgegebenen Kriterien dokumentieren
	3.3 Bei Auswahlgremien den Anschein einer Interessenkollision vermeiden
	3.4 Förderfähige Ausgaben auf den Zweck der Förderung ausrichten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Gesamtaufkommen der Studiengebühren
	2.2 Auswirkungen der Studiengebühren
	2.3 Reichweite der Ausnahmen und Befreiungen
	2.3.1 Ausnahme für Bildungsinländer (§ 3 Absatz 2 Landeshochschulgebührengesetz)
	2.3.2 Ausnahmen aufgrund besonderen Inlandsbezugs (§ 5 Landeshochschulgebührengesetz)
	2.3.3 Ausnahmen aufgrund der Übergangsvorschrift (§ 20 Landeshochschulgebührengesetz)

	2.4 Befreiungen nach § 6 Landeshochschulgebührengesetz
	2.5 Verwaltungspraxis

	3 Empfehlungen
	3.1 Höhe der Studiengebühren regelmäßig anpassen
	3.2 Realistische Haushaltsansätze
	3.3 Verwaltung und Verwendung der Studiengebühren
	3.4 Ausnahmen und Befreiungen

	4 Stellungnahme des Ministeriums und der Landesrektorenkonferenz
	4.1 Stellungnahme des Ministeriums
	4.2 Stellungnahme der Landesrektorenkonferenz der Universitäten

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Aufrechterhaltung des Lehrangebots
	2.2 Wahrnehmung der Lehre durch die Professoren
	2.3 Technische Infrastruktur und Ausstattung
	2.4 Probleme bei der Anwendung der Lehrverpflichtungsverordnung
	2.5 Evaluation des Lehrangebots
	2.6 Zusammenfassende Bewertung

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme der Universitäten, der Hochschulen für angewandte Wissenschaften und des Ministeriums
	4.1 Stellungnahme der Landesrektorenkonferenz der Universitäten
	4.2 Stellungnahme des Verbands der Hochschulen für angewandte Wissenschaften HAW e. V.
	4.3 Stellungnahme des Ministeriums

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Präferenz für Weiterbildung als eigene Angelegenheit
	2.2 Pflicht zur Vollkostendeckung
	2.3 Weiterbildungsangebote ohne Pflicht zur Vollkostendeckung
	2.4 Professionalitätsdefizite im Weiterbildungsbereich
	2.5 Vergütung der Lehrenden in der Weiterbildung

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an das Wissenschaftsministerium
	3.2 Empfehlungen an die Hochschulen

	4 Stellungnahmen
	4.1 Stellungnahme der Landesrektorenkonferenz der Universitäten
	4.2 Stellungnahme des Ministeriums

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Umfang und Struktur der eingeworbenen Drittmittel
	2.2 Vorgehen bei der Drittmitteleinwerbung
	2.3 Organisation der Drittmittelverwaltung
	2.4 Kalkulation der Drittmittelprojekte
	2.5 Verteilung der Overheadanteile und Infrastrukturkostenausgleich
	2.6 Einzelfallbeanstandungen

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an die Landesregierung
	3.2 Empfehlungen an die einzelnen Fakultäten

	4 Stellungnahmen der Fakultäten und des Ministeriums
	4.1 Stellungnahme der Medizinischen Fakultät Freiburg
	4.2 Stellungnahme der Medizinischen Fakultät Tübingen
	4.3 Stellungnahme der Medizinischen Fakultät Ulm
	4.4 Stellungnahme des Ministeriums

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Organisation und Aufgaben
	2.2 Personal
	2.3 Technik und Produkte
	2.4 Kundenmanagement
	2.5 Finanzielle und haushaltsrechtliche Aspekte
	2.6 IT-Neuordnung

	3 Empfehlungen
	3.1 Aufgaben und Wirkungskreis definieren; Organisation stärken
	3.2 Leistungsangebot konsolidieren
	3.3 Kundenmanagement verbessern
	3.4 Grundlagen für korrekte Entgeltgestaltung schaffen
	3.5 Verhältnis der IT-Dienstleister klären; Kooperation intensivieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	Einfügen aus "Denkschrift 2021 - Beitrag Nr. 9.pdf"
	Auszug aus
	Denkschrift 2021
	Beitrag Nr. 9
	Organisation des Landesamts für  Denkmalpflege



